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Tagesordnungsantrag Nr. 1 zum Gesetzentwurf Nr. 23/XVII 
„Änderung zum Haushaltsvoranschlag der Autonomen Region Trentino-Südtirol für die 

Haushaltsjahre 2025-2027“. 
 

Sicherstellung der Einhaltung europäischer Vorschriften beim Verfahren für die Vergabe der 
A22-Konzession und Aufruf zur Gründung einer Inhouse-Gesellschaft 

 

Die Europäische Kommission hat in einer Pressemitteilung vom 8. Oktober 2025 bekannt gegeben, 
dass sie Italien ein drittes ergänzendes Mahnschreiben (INFR(2018)2273) wegen der nicht 
ordnungsgemäßen Umsetzung der europäischen Richtlinien über die Vergabe öffentlicher Verträge 
(Richtlinien 2014/23/EU, 2014/24/EU und 2014/25/EU) hat zukommen lassen. 

Zu den von der Kommission beanstandeten Aspekten zählen auch die neuen Vorschriften des Kodex 
der öffentlichen Verträge, die im April 2023 eingeführt und im Dezember 2024 abgeändert wurden; 
diese betreffen insbesondere die Verfahren zur Vergabe von Konzessionen und die Transparenz bei 
der Offenlegung von Angeboten. 

Die Bemerkungen der Kommission verstärken die bereits geäußerten Bedenken hinsichtlich der 
Konformität des Verfahrens zur Vergabe der Konzession für den Betrieb der Autobahn A22 mit den 
Grundsätzen des EU-Rechts und den europäischen Vorschriften für öffentliche Konzessionen. 

Die Autonome Region Trentino-Südtirol hat als wichtiger Aktionär der Brennerautobahn AG ein 
direktes Interesse daran, dass die künftige Verwaltung der Infrastruktur mit den europäischen 
Rechtsvorschriften übereinstimmt und im Zeichen einer effizienten und transparenten öffentlichen 
Führung steht. 

Die Gründung einer Inhouse-Gesellschaft mit öffentlicher Beteiligung wurde bereits als eine Lösung 
identifiziert, die den Grundsätzen des EU-Rechts entspricht, die öffentliche Kontrolle gewährleistet 
und sicherstellt, dass die wirtschaftlichen Vorteile dem Territorium zugutekommen. 

Ein Rechtsstreit auf europäischer Ebene könnte wirtschaftliche und finanzielle Auswirkungen auf die 
Region und die Gesellschaften mit regionaler Beteiligung haben und sich indirekt auf künftige 
Haushaltsprognosen und Investitionen auswirken. 

Es erscheint daher konsequent, anlässlich der Haushaltsänderung auf die Notwendigkeit einer aktiven 
Überwachung der finanziellen und rechtlichen Auswirkungen der Entscheidungen bezüglich der 
Autobahnkonzessionen aufmerksam zu machen. 
 

All dies vorausgeschickt, 

verpflichtet der Regionalrat von Trentino-Südtirol 

die Regionalregierung, 

1. das Infrastruktur- und Verkehrsministerium förmlich aufzufordern, die Ausschreibung für die 
Vergabe der A22-Konzession im Lichte der Bemerkungen der Europäischen Kommission im 
ergänzenden Mahnschreiben INFR(2018)2273 aufzuheben; 

2. das Verfahren für die Gründung einer Inhouse-Gesellschaft für die Verwaltung der A22 im 
Einklang mit den Grundsätzen des EU-Rechts und dem regionalen öffentlichen Interesse 
wiederaufzunehmen; 



2 

 

3. etwaige sich aus der Handhabung der Autobahnkonzession ergebende finanzielle und 
vermögensrechtliche Auswirkungen für die Region zu bewerten und zu überwachen und alle 
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, damit die entsprechenden Entscheidungen mit dem 
Haushalt der Region vereinbar sind. 

Gez.: DIE REGIONALRATSABGEORDNETEN 
Paul Köllensperger 

Alex Ploner 

Franz Ploner 

Maria Elisabeth Rieder 

 


